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Vorwort der Herausgeber
Das Buch „Verteidigung im Ermittlungsverfahren“ gehört zu
den Klassikern der Verteidigungsliteratur, mit denen vor
über 30 Jahren die Reihe „Praxis der Strafverteidigung“
ihren Anfang nahm. Die Pionierarbeit leistete Rechtsanwalt
Justizrat Dr. Matthias Weihrauch, der das Buch bis zur
6.  Auflage betreute, gefolgt von Rechtsanwalt Dr. Jens
Bosbach. An der vorliegenden 9.  Auflage haben zudem
Rechtsanwalt Julian Ackermann und Rechtsanwalt Dr. Jan
Caba, LL.M mitgewirkt.
Das Werk beruht auf der Einsicht, dass Strafverteidigung nur
dann effektiv ist, wenn sich die verteidigende Person von
Anfang an im Rahmen ihrer Möglichkeiten in das
Strafverfahren einbringt. Das gilt auch und gerade dann,
wenn eine Hauptverhandlung unvermeidlich erscheint. Wer
die rechtlichen Möglichkeiten der Verteidigung im
Ermittlungsverfahren nicht ausschöpft, seiner
Mandantschaft falsche Ratschläge erteilt, sich bei
Prozesshandlungen unklug verhält oder gegenüber
Strafverfolgungsorganen nicht den richtigen Ton anschlägt,
begeht Fehler, die später oftmals nicht mehr korrigiert
werden können. Insbesondere die Möglichkeiten, mit den
Strafverfolgungsorganen zu Verständigungen und
Absprachen zu gelangen, sind im Ermittlungsverfahren
vielfältiger als im Hauptverfahren, wo der Gesetzgeber und
die Rechtsprechung insoweit hohe Hürden aufstellt haben.
Zu den großen Vorzügen des Buches gehört, dass es immer
wieder und speziell in Teil  5 (Rn.  267 ff.) das breite
Spektrum der möglichen Verteidigungsstrategien im
Ermittlungsverfahren, deren Ziele und Methoden ausführlich
aufzeigt.



Das Buch ist ferner hervorragend geeignet, sich
systematisch die für eine effektive Verteidigung im
Ermittlungsverfahren notwendigen Kenntnisse des
einschlägigen Rechts zu verschaffen, das in der StPO
vielfach kompliziert und unübersichtlich und dabei nicht
einmal vollständig geregelt ist. So erläutert Teil  4
(Rn.  168  ff.) die rechtlichen Möglichkeiten der Verteidigung,
sich die unentbehrlichen Informationen über den
Verfahrensgegenstand und den diesbezüglichen Stand der
Ermittlungen zu verschaffen. Teil  6 (Rn.  432  ff.) stellt
übersichtlich die zahlreichen, vom Gesetzgeber ständig
erweiterten Zwangsmaßnahmen dar, deren formelle und
materielle Anforderungen im Einzelnen höchst
unterschiedlich sind. Ferner werden die diesbezüglichen
Rechtsschutzmöglichkeiten präsentiert, deren
Wahrnehmung die Verteidigung stets sorgfältig zu prüfen
hat. Insoweit wurden gegenüber der Vorauflage vor allem
die Darstellungen der Beschlagnahme zur Sicherung der
späteren Vermögenseinziehung in den §§  111b  ff. StPO
(Rn.  543  ff.) sowie der verdeckten IT-Durchsuchung mittels
sog. Trojaner (Rn.  676  ff.) erweitert. Auch die Ausführungen
zur ständig bedeutsamer werdenden Strafverfolgung auf
europäischer Ebene nehmen jetzt breiteren Raum ein
(Rn.  706  ff.).
Eine gründliche Überarbeitung und Ausweitung hat vor
allem die Darstellung der Pflichtverteidigung erfahren, der
jetzt ein eigener Teil gewidmet ist (Rn.  49  ff.). Hierfür gaben
u.a. die gesetzlichen Neuregelungen im Jahre 2019 Anlass
(vgl. Rn.  56). Überhaupt berücksichtigt die Neuauflage die
zahlreichen Neuerungen der StPO der letzten Jahre,
namentlich durch das Gesetz zur Modernisierung des
Strafverfahrens vom 10.12.2019 und durch das Gesetz zur



Fortentwicklung der StPO und zur Änderung weiterer
Vorschriften vom 25.6.2021. Für jede und jeden, die/der sich
zum Zwecke der Verteidigung im Ermittlungsverfahren im
allgemeinen und über den neuesten Stand der
einschlägigen Verfahrensvorschriften in besonderen in
Kenntnis setzen wollen, ist das Buch hervorragend geeignet.
Im April 2022 
Bielefeld 
Berlin

              Charlotte Schmitt-Leonardy
              Alexander Ignor
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